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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 4 SF 6/15 S 
 
S 43 AS 737/15 (SG Magdeburg) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Klägerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………..………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Altmarkkreis Salzwedel, 
Straße der Jugend 6, 38486 Klötze, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Juli 2015 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie die Richterin 

S.  K n i c k r e h m   und den Richter   S ö h n g e n   

beschlossen: 

 

Das Sozialgericht Magdeburg wird zum zuständigen Sozialgericht bestimmt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin hat ihren Wohnsitz in Gifhorn in Niedersachsen. Mit Schriftsatz vom 16.2.2015 

erhob sie durch ihren Prozessbevollmächtigten gegen den Bescheid des beklagten Jobcenters 

Altmarkkreis Salzwedel vom 4.11.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

13.1.2015 (in der Klageschrift 14.1.2015) Klage zum SG Braunschweig. In der Rechtsbehelfs-

belehrung heißt es: "Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe beim Sozialgericht Magdeburg … Klage erhoben werden." Das SG Braunschweig hörte die 

Beteiligten dazu an, dass es zu der Auffassung gelangt sei, örtlich nicht zuständig zu sein und 

beabsichtige den Rechtsstreit an das SG Magdeburg (Sachsen-Anhalt) zu verweisen. Durch 

Beschluss vom 11.3.2015 vollzog es diese Verweisung. Das SG Magdeburg hat die Beteiligten 

ebenfalls darauf hingewiesen, dass es sich für örtlich nicht zuständig halte. Die Verweisung sei 

willkürlich. Es hat sich alsdann durch Beschluss vom 8.5.2015 für örtlich unzuständig erklärt und 

den Rechtsstreit dem BSG zur Bestimmung des örtlich zuständigen Gerichts vorgelegt. Das 

BSG hat die Verwaltungsakten des Beklagten - soweit sie für die Erstellung des streitbefange-

nen Widerspruchsbescheides entscheidende Tatsachen enthalten - beigezogen. 

 

 

II 

 

Die Voraussetzungen für eine Zuständigkeitsbestimmung nach § 58 Abs 1 Nr 4 SGG durch das 

BSG liegen vor. Es ist als gemeinsam nächsthöheres Gericht im Sinne dieser Vorschrift zur 

Entscheidung des negativen Kompetenzkonflikts zwischen dem SG Braunschweig und dem SG 

Magdeburg berufen, nachdem das SG Braunschweig seine örtliche Zuständigkeit verneint und 

den Rechtsstreit an das SG Magdeburg verwiesen hat, dieses Gericht sich jedoch ebenfalls 

nicht für örtlich zuständig hält, sondern weiterhin das SG Braunschweig mangels Bindungswir-

kung als zuständig ansieht. 

 

Zum zuständigen Gericht ist das SG Magdeburg zu bestimmen, weil dieses an den Verwei-

sungsbeschluss des SG Braunschweig vom 11.3.2015 gebunden ist. 

 

Gemäß § 98 Abs 1 SGG iVm § 17a Abs 2 GVG ist ein Verweisungsbeschluss wegen örtlicher 

oder sachlicher Zuständigkeit für das Gericht, an das verwiesen wurde, bindend. Dies gilt im 

Interesse des verfassungsrechtlich gewährleisteten effektiven Rechtsschutzes (Art 19 Abs 4 

GG) und einer möglichst zügigen sachlichen Entscheidung grundsätzlich unabhängig von der 

Verletzung prozessualer oder materieller Vorschriften. Den Streit der beteiligten Gerichte über 

die Anwendung von Regelungen betreffend die örtliche Zuständigkeit zu entscheiden oder in 

jedem Einzelfall die Richtigkeit des dem Verweisungsbeschluss zugrundeliegenden Subsum-

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

- 4 - 

tionsvorgangs zu überprüfen, ist gerade nicht Aufgabe des gemeinsamen übergeordneten 

Gerichts im Verfahren nach § 58 Abs 1 Nr 4 SGG. 

 

Nur ausnahmsweise kommt dem Verweisungsbeschluss dann keine Bindungswirkung zu, wenn 

die Verweisung auf einer Missachtung elementarer Verfahrensgrundsätze oder auf willkürli-

chem Verhalten beruht (stRspr, vgl BSG Beschluss vom 21.1.2014 - B 4 SF 11/13 S; vom 

18.7.2012 - B 12 SF 5/12 S - juris RdNr 6; s auch BSG Beschluss vom 8.5.2007 - B 12 SF 

3/07 S - SozR 4-1500 § 57 Nr 2; BVerfG Kammerbeschluss vom 19.12.2001 - 1 BvR 

814/01 - NVwZ-RR 2002, 389; s auch BGH Beschluss vom 9.6.2015 - X ARZ 115/15 - juris 

RdNr 11). Auf diese Weise wird die grundsätzliche Bindung einer Verweisung für das Gericht, 

an das verwiesen wird (§ 98 SGG iVm § 17a Abs 2 S 3 GVG), nicht über Gebühr verwässert 

und dem Grundgedanken Rechnung getragen, dass grundsätzlich nur die Verletzung von Ver-

fassungsnormen (Art 101 Abs 1 S 2, Art 103 Abs 1 GG) ein Abweichen von der einfachgesetz-

lich eindeutig angeordneten Bindung ermöglicht. Nur im zuvor dargelegten Fall ist es gerechtfer-

tigt, sich über die bewusst im Interesse der Prozessökonomie angeordnete Unbeachtlichkeit der 

eventuellen Rechtswidrigkeit einer Verweisung hinwegzusetzen; einzig dadurch wird dem uner-

freulichen Spiel mit dem "Schwarzen Peter" so weit wie möglich Einhalt geboten (vgl hierzu BSG 

Beschluss vom 1.6.2005 - B 13 SF 4/05 S - SozR 4-1500 § 58 Nr 6 - juris RdNr 16). Willkürlich 

ist eine gerichtliche Entscheidung in dem aufgezeigten Zusammenhang dann, wenn sie unter 

keinem rechtlichen Gesichtspunkt mehr vertretbar ist, sodass sich der Schluss aufdrängt, dass 

sie auf sachfremden Erwägungen beruht und deshalb auch Art 3 Abs 1 GG verletzt (BVerfG 

Kammerbeschluss vom 19.12.2001 - 1 BvR 814/01 - NVwZ-RR 2002, 389). Für eine abwei-

chende Bestimmung des örtlich zuständigen Gerichts in Anwendung dieser strengen Maßstäbe, 

die das BSG in seiner Rechtsprechung ausgeformt hat, ist vorliegend noch kein Raum. 

 

Zwar hat das SG Braunschweig nach den Ausführungen des SG Magdeburg den Verweisungs-

beschluss zwei Tage vor dem Ablauf der der Klägerin gesetzten Frist zur Anhörung bezüglich 

der Verweisungsabsicht erlassen.  Zudem hätte das SG Braunschweig aus dem Wohnort der 

Klägerin erkennen können, dass der Rechtsstreit seiner örtlichen Zuständigkeit unterfällt. Auch 

hätte das SG - in Ausübung seiner Amtsermittlungspflicht - durch Nachfrage beim beklagten 

Jobcenter in Erfahrung bringen können, warum dieses in der Rechtsbehelfsbelehrung als 

zuständiges Gericht das SG Magdeburg benannt hat. Eine ausnahmsweise Rückgabe des 

Rechtsstreits an das SG Braunschweig ist jedoch gleichwohl nicht gerechtfertigt. Die Entschei-

dung des SG Braunschweig beruht weder auf einer Verletzung elementarer Verfahrensgrund-

sätze noch ist sie willkürlich. 

 

In der vom SG Magdeburg angenommenen Verletzung des rechtlichen Gehörs der Klägerin 

durch das SG Braunschweig kann keine Verletzung elementarer Verfahrensgrundsätze erkannt 

werden. Ein Verweisungsbeschluss wegen fehlender örtlicher Zuständigkeit ist trotz der 

Verletzung des rechtlichen Gehörs jedenfalls dann bindend, wenn dieser Verfahrensmangel 
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nicht innerhalb der für die Anhörungsrüge geltenden Frist von dem von der Gehörsverletzung 

Betroffenen geltend gemacht wird (vgl hierzu BSG Beschluss vom 3.12.2009 - B 12 SF 

18/09 S - SozR 4-1500 § 98 Nr 2, SozR 4-1500 § 58 Nr 9 - juris RdNr 7). Dies ist hier nicht der 

Fall. Offensichtlich hat die Klägerin sich auch nach der Zustellung des Beschlusses nicht zu 

einer Verweisung an das örtlich unzuständige SG Magdeburg geäußert, auch nicht auf die 

Anhörung durch das SG Magdeburg. Die rechtskundig durch einen Rechtsanwalt vertretene 

Klägerin hat demnach von ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör ersichtlich keinen Gebrauch 

gemacht. 

 

Auch ist die Verweisung auf Grundlage der Rechtsbehelfsbelehrung des Jobcenters Altmark-

kreis Salzwedel im Widerspruchsbescheid vom 13.1.2015 nicht willkürlich. Willkür läge nämlich 

nur dann vor, wenn jene richterliche Entscheidung nach objektiver Betrachtung unter keinem 

denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar wäre und sich daher der Schluss aufdrängte, sie beruhe 

auf sachfremden Erwägungen. Es müsste sich um ein offensichtlich unhaltbares, objektiv 

unverständliches, unsachliches, nicht mehr zu rechtfertigendes Verhalten handeln. Es ist hier für 

die Verweisung jedoch ein nachvollziehbarer Grund zu erkennen, der zwar falsch, jedoch nicht 

objektiv unverständlich war. Die Verweisung hat damit gerade nicht auf sachfremden Erwägun-

gen beruht. Eine sachlich unrichtige Verweisung für sich allein ist nicht geeignet, ihr die Bin-

dungswirkung zu nehmen. 
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